
Ausgewählte Veranstaltungen
morgen in Ihrer

Schlager - Show - Entertainment - Volkstümliches - Chöre - Theater - Kabarett
Musicals - Comedy - Country - Jazz - Folk - Liedermacher - Rock - Pop - Oldies
Dance - Kinder - Sport - Messen - Sonstiges - Oper - Operette - Ballett - Klassik

Hier erhalten Sie Ihre Tickets

Apolda Johannisgasse 1

Arnstadt Erfurter Str. 20-22

Artern Leipziger Str. 25

Bad Frankenhausen Kräme 9

Bad Langensalza Bergstr. 20/21

Eisenach Sophienstr. 40a

Erfurt Meyfartstr. 19

Gotha Marktstr. 24

Heilbad Heiligenstadt Wilhelmstr. 59

Ilmenau August-Bebel-Str. 3

Mühlhausen Steinweg 88

Nordhausen Bahnhofstr. 33

Sömmerda Lange Str. 56

Sondershausen Hauptstr. 40

Weimar Goetheplatz 9a

Worbis Lange Str. 63

Wir halten Ihnen den
Platz frei! Ständig über

10.000 Veranstaltungen

im Angebot
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Althaus und die Raufußhühner
In Duderstadt suchen die CDU-Regierungschefs von Niedersachsen und Thüringen nach Gemeinsamkeiten

Bei einer gemeinsamen Ka-
binettssitzung im nieder-
sächsischen Eichsfeld zei-
gen die Regierungen von
Niedersachsen und Thürin-
gen, wie Nachbarschaft ver-
waltet statt gepflegt wird.

Von Falk HEUNEMANN

DUDERSTADT.
Wer schon immer mal die ideo-
logische Breite der CDU ken-
nenlernen wollte, der musste
gestern nur nach Duderstadt
fahren. Dorthin hatte die nie-

dersächsische Regierung die
Thüringer zu einer gemeinsa-
men Kabinettsrunde eingeladen.

Das sei, sagt Regierungschef
Dieter Althaus gestern, für ihn
ganz ungewohnt gewesen: Von
Heiligenstadt aus, dem Hei-
matort von Althaus, benötigt
man in den niedersächsischen
Ort nämlich nur 15 Minuten.
Da habe seine Frau ihm dies-
mal sogar mal das Frühstück
machen können. „Das ist die
gar nicht mehr gewohnt.“

Bei ihm, sagt Amtskollege
Christian Wulff darauf, war es
umgekehrt: Weil er nach Duder-

stadt so lange fahren musste,
konnte er seiner Freundin dies-
mal kein Frühstück servieren.

Dabei wollte man doch ei-
gentlich Einigkeit zeigen in Du-
derstadt, direkt an der Grenze
zwischen Niedersachsen und
Thüringen − dreieinhalb Jahre
nach der gemeinsamen Kabi-
nettssitzung in Nordhausen.

Dafür hatten beide Länder so-
gar ein paar Punkte gefunden,
auf die sie sich einigen konn-
ten: So wolle man verstärkt
grenzüberschreitend gegen Kri-
minelle vorgehen, vor allem ge-
gen Rechtsextremisten, ein Kon-

zept muss aber erst noch erar-
beitet werden. Man sei sich ei-
nig, dass der Bund den Ausbau
der Bundesstraßen B 243 und B
247 „zügig voranzutreiben“ ha-
be. Es soll eine Ländervereinba-
rung zur Biotop-Kette „Grünes
Band“, entlang der ehemaligen
Grenze, geben. Und man „be-
grüße“ es gemeinsam, dass der
Bund den Bundespolizei-Stand-
ort Duderstadt erhalte.

Zwischendrin, sagt Wulff hin-
terher, habe man sogar die Ver-
mehrung der Raufußhühner
angesprochen.

Andere Regierungen überlas-

sen solcherlei freilich eher ih-
ren Verwaltungen. So haben
Sachsen-Anhalt und Nieder-
sachsen etwa ihr gemeinsames
Regierungstreffen für Grund-
sätzliches genutzt, wie den Na-
tionalpark Harz zu gründen.
Und als sich Wulff mit seinen
Ministern vor zwei Monaten zu
Roland Koch nach Hessen auf-
machte, entwarfen sie eine
Bundesratsinitiative, dass Ge-
walt-Opfer das Recht auf einen
kostenlosen Anwalt erhalten.

Aber Koch und Wulff zählt
Althaus − anders als sich selbst
− ja auch zum „Andenpakt“. Je-

ner Gemeinschaft von Jung-
Unionisten, die sich angeblich
in Südamerika gegenseitige
Schützenhilfe schworen. Und
der Althaus 2004 deshalb eine
Intrige gegen Kanzlerkandidatin
Merkel öffentlich vorwarf.

Daneben verkörpern die bei-
den in ihrer Partei ein Famili-
enleben, wie es unterschiedli-
cher kaum sein könnte. Alt-
haus steht für das Konservati-
ve. Er will etwa die Erziehung
zu Hause fördern und zeleb-
riert öffentlich seine langjähri-
ge Ehe. Der als liberal geltende
Wulff dagegen will den Ausbau

von Kindergärten und steht of-
fen zu seiner neuen Freundin.

„Ganz wunderbar“ sei den-
noch das Klima gewesen, sagt
Wulff nach dem Treffen. So ha-
be man auch vereinbart, ge-
meinsam die Abwanderung aus
Thüringen zu bekämpfen.

Wie ernst ihm das zu sein
scheint, hatte er kurz zuvor de-
monstriert, als beide Regie-
rungschefs im Grenzlandmuse-
um Regelschüler aus Kirchwor-
bis antrafen. „Niedersachsen“,
sagte Wulff den Schülern,
„freut sich immer sehr über Aus-
zubildende aus Thüringen.“

EKD baut
Präsenz in
Wittenberg

aus
Die Synode der Evangeli-
schen Kirche in Deutsch-
land (EKD) hat gestern
den Etat für 2008 vorge-
legt. So soll in Wittenberg
ein EKD-Beauftragter das
Reformationsjubiläum im
Jahre 2017 koordinieren.
Thüringens Landesbischof
Kähler rief indes zu mehr
Pragmatismus auf.

Von Karsten JAUCH

DRESDEN/ERFURT.
Der vorgestellt Etatentwurf,
über den heute abgestimmt
wird, sieht ein Volumen von
rund 171 Millionen Euro vor,
5 Millionen weniger als 2007.
Trotz des im vergangenen
Jahr erstmals wieder gestiege-
nen Kirchensteueraufkom-
mens gebe es keinen Grund,
vom eingeschlagenen Spar-
kurs abzuweichen, sagte Rai-
ner Meusel, Vorsitzender des
Haushaltsausschusses. Der Fi-
nanzsausgleich der 23 Lan-
deskirchen, mit dem auch die
Thüringer Landeskirche un-
terstützt wird, sei nicht Be-
standteil des Haushalts, er-
klärte eine EKD-Sprecherin.
Insgesamt steuern die Lan-
deskirchen zum EKD-Haus-
halt 85,3 Millionen Euro bei.
Das sind 5,2 Millionen Euro
weniger als im laufenden
Jahr. Der größte Betrag soll
mit 45 Millionen Euro in Ent-
wicklungshilfe fließen. Ob-
wohl das Finanzaufkommen
schrumpfe, will die EKD ihre
Präsenz in Wittenberg ver-
stärken. Die Lutherstadt Wit-
tenberg erlange wachsende
Bedeutung für den deutschen
und internationalen Protes-
tantismus, sagte EKD-Vize
und Thüringer Landesbischof
Christoph Kähler. Dem wolle
die Kirche mit einer zusätzli-
chen Pfarrstelle Rechnung
tragen. Kähler kritisierte da-
rüber hinaus innerkirchliche
Diskussionen, bei denen ge-
rade von akademischen The-
ologen an den Universitäten
immer neue Themenbereiche
eröffnet werden. „Wir müs-
sen uns konzentrieren“, sagte
Kähler gegenüber dieser Zei-
tung. Man könne keinen Ka-
talog von aktuellen Themen
abarbeiten: „Ich bin es leid,
Parteitagsreden zu hören, bei
denen immer 20 Themen auf
einmal gebündelt werden.“

THÜRINGEN

Mangel an
Betreuung
in der Haft

Nach dem Suizid eines 23-
jährigen Gefangenen in
der Haftanstalt Gräfen-
tonna wurde gestern mas-
siv Kritik am Land geübt.

Von Kai MUDRA

ERFURT.
Thüringer Gefängnissen feh-
len massiv Psychologen und
Sozialarbeiter zur Betreuung
der Gefangenen. Nach einem
dieser Zeitung vorliegenden
Protokoll der Aprilsitzung der
Strafvollzugskommission des
Landtags waren in der Haft-
anstalt Gräfentonna lediglich
drei Psychologen tätig. In
dem Gefängnis mit 617 Plät-
zen im geschlossenen Vollzug
saßen im April knapp 600
Gefangene ein, was knapp 200
Häftlinge pro Psychologe be-
deuten würde. Nach einer
Thüringer Richtlinie müsste
aber auf zehn bis 15 Gefange-
ne ein Psychologe kommen.

Die Landtagsopposition von
SPD und Linkspartei kritisier-
ten gestern massiv das Fehlen
von Psychologen und Sozial-
betreuern und forderten eine
schnelle Änderung der Zu-
stände. SPD-Justizexperte Uwe
Höhn erneuerte die Forde-
rung seiner Fraktion, die Stel-
len für Psychologen aufzusto-
cken. Zudem soll Justizminis-
ter Harald Schliemann (CDU)
in der nächsten Sitzung des
Justizausschusses erklären,
wieso die Selbstmordabsicht
des Häftlings nicht aufgefal-
len war. André Blechschmidt
kündigte für die Linkspartei
an, in der Haushaltsdebatte
das Aufstocken der Mittel für
Psychologen und Betreuer in
Haftanstalten zu beantragen.

Das Justizministerium rea-
gierte bis gestern Abend nicht
auf die Kritik. Ein Sprecher
konnte auch nicht erklären,
ob der 23-jährige Häftling,
der seit 2005 eine fünfjährige
Haftstrafe wegen Diebstahls
und Körperverletzung absaß,
zu einer Jugendstrafe verur-
teilt wurde. Erneute Ermitt-
lungen der Polizei hatten ges-
tern keine Anhaltspunkte für
ein Fremdverschulden oder
gar eine Straftat ergeben, hieß
es. Der Häftling hatte sich
Montagmittag am helllichten
Tag in seiner Zelle mit einem
Bettuch erhängt.

SYMBOL: Ein Schuss aus der Bordkanone
der „Aurora“ soll Startsignal zur Oktoberre-
volution von 1917 gewesen sein.Fo
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Zähe Mythen
Die Oktoberrevolution 1917 hat eigene Legenden geschaffen, die sich bis heute halten

Die Erinnerung an die Ok-
toberrevolution vor 90 Jah-
ren ist nicht nur in Russland
von zahlreichen Mythen
und Fälschungen überla-
gert, meint Professor Juri
Afanasjew, Gründer der
Geisteswissenschaftlichen
Universität in Moskau.

Von Ulrich HEYDEN

MOSKAU.
Der Kreml möchte das Thema
am liebsten in der Versenkung
verschwinden lassen. Doch für
viele Menschen in Russland ist
die Oktoberrevolution nach wie
vor wichtig, fast so wichtig wie
der Sieg im Zweiten Weltkrieg.

Auf die Frage des unabhängi-
gen Meinungsforschungsinsti-
tuts Lewada, „Was würden Sie
tun, wenn die Oktoberrevoluti-
on vor ihren Augen abläuft“,
antworteten 30 Prozent der Be-
fragten, sie würden die Bolsche-
wiki „aktiv unterstützen" oder
mit ihnen „zusammenarbeiten“.
„Mit der Oktoberrevolution“,
sagt Professor Juri Afanasjew,
„verbinden die Menschen den
Sieg des Sozialismus, Lenin, die
Bolschewiki und die Sowjetuni-
on.“ Das sei im Wesentlichen

eine positive Bewertung. Dass
die Oktoberrevolution auch
der Beginn einer Tragödie war,
sähen nur wenige.

Für den Großteil der Russen
sei die Zeit unter Breschnew,
also die 80er Jahre, „die golde-
ne Zeit“. Afanasjew sagt, die
Menschen bekämen ihr Wissen
vor allem aus Filmen, Roma-
nen und Gesprächen mit
Freunden und Verwandten. Lei-
der seien Filme und Geschichts-
schreibung stark ideologisiert
und voller Fälschungen.

Eisensteins Film zum Sturm
auf das Winterpalais etwa habe
mehr etwas mit einem Mär-
chen als mit den historischen
Fakten zu tun. „Das ist ein star-
kes Bild, wie die Matrosen und
Soldaten über das hohe Tor
klettern. Man bekommt den

Eindruck, dass das ganze Volk
den Winterpalast stürmt.“

Den Winterpalast brauchte
man aber nicht zu stürmen,
weil er praktisch nicht bewacht
wurde. Im Palast befanden sich
Offiziersschüler und ein Frau-
en-Bataillon. „Es war mehr ein
administrativer, kein militäri-
scher Schutz. Vom 24. auf den
25. Oktober (nach dem damals
gültigen Julianischen Kalen-
der) starben in der Stadt Petro-
grad (heute St. Petersburg) nur
drei Menschen.“ Und der Si-
gnalschuss vom Kreuzer Auro-
ra? „Bis heute gibt es keinen Be-
leg, dass es diesen Schuss über-
haupt gegeben hat.“ Ein sehr
eindrucksvolles Bild: Angeb-
lich warteten die revolutionä-
ren Soldaten nur auf diesen Si-
gnalschuss, um loszuschlagen.

„Alle wollten Freiheit und
sich niemandem unterordnen“,
so schätzt der Wissenschaftler
die Situation im Rückblick ein.
Die Soldaten „stimmten mit den
Füßen ab“, sie verließen die
Front. Die Arbeiter agierten
nach der Devise „wegnehmen
und aufteilen“. Diese Devise sei
noch heute in Russland popu-
lär, sagt der Historiker, der als
Komsomol-Kader, Wissenschaft-
ler und Redakteur selbst zum
Sowjet-System gehörte. Doch
Ende der 70er Jahre wuchsen
seine Zweifel. 1989 wurde er als
Volksdeputierter gewählt. Er
schloss sich der „Interregiona-
len Abgeordneten-Gruppe“ an,
zu der auch der Physiker und
Dissident Andrej Sacharow und
der spätere Präsident Boris Jel-
zin gehörten.

Unter der Zaren-Regierung
habe es eine scharfe Unterdrü-
ckung und schreckliche Le-
bensbedingungen gegeben, so
blickt Afanasjew weiter zurück.
Räte und Gewalt, sei die „Krea-
tivität der Massen“ gewesen −
so sieht es zumindest der His-
toriker. „Im Ergebnis gab es ei-
nen völligen Zusammenbruch“,
die Oktoberrevolution habe zur
„Konservierung des russischen
Archaismus“ geführt.

Das Volk habe die Bolschewi-
ki praktisch „vor sich hergetrie-
ben“, so Afanasjew. Die Bol-
schewiki wiederum hätten ver-
sucht, die Massen zu lenken.
Die zarten Ansätze sozialer
Strukturen wurden zerstört.
Das Bauerntum, die Intelligenz
und die Arbeiter als soziale
Gruppe hörten auf zu existie-
ren. Leider gebe es heute nur
wenige, die bereit seien, der
Wahrheit ins Gesicht zu sehen.

So halten sich die Legenden.
Auch die um Lenins Tod. Zu
Zeiten der Sowjetunion, so
Afanasjew, hieß es, er sei „ein-
fach gestorben“. „Erst nach
1991 wurde bekannt, dass Sy-
philis eine Rolle spielte. Mögli-
cherweise war es eine angebo-
rene Krankheit. Aber das wird
Ihnen niemand sagen.“

Kulaken
Während Stalins Kollekti-
vierung der Landwirt-
schaft starben bis 1937
zwischen 10 und 15 Milli-
onen als „Ausbeuter“ dif-
famierte Bauern.

Gulag
Zwischen 18 und 20 Mil-
lionen Menschen wurden
allein von Ende der 1920er
Jahre bis Mitte der 1950er
Jahre in Lagern inhaftiert,
Millionen starben.

Terror
Nach Angaben der Orga-
nisation Memorial leben
noch 800 000 Menschen
in Russland, die zu Sow-
jetzeiten Opfer politischen
Terrors geworden sind.

ANZEIGE


